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Protokoll

zur Durchfihrung des Abkommens
zwischen der Osterreichischen Bundesregierung
und
_ der Regierung der Republik Mazedonien
tiber die Ubernahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt

Auf Grundlage von Artikel 14 des Abkommens zwischen der Osterreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Republik Mazedonien Uber die Ubernahme von Personen mit unbefugtem
Aufenthalt, in der Folge Abkommen, haben die Osterreichische Bundesregierung und die
Regierung der Republik Mazedonien Folgendes vereinbart:

|
Zu Artikel 2 des Abkommens

(1) Die Staatsangehorigkeit geman Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens wird durch die folgenden
gultigen Dokumente nachgewiesen:

a.) Republik Osterreich:

Reisedokument (Reisepass, Sammelpass, Diplomatenpass, Dienstpass,
Passersatzpapiere);

Personalausweis;

Staatsburgerschaftsurkunde;

Wehrpass und Militdrausweis;

amtlich ausgestellte Dokumente, aus denen sich die Staatsangehorigkeit ergibt.

b.) Republik Mazedonien:

(2)

durch:

Reisedokumente (Reisepass, Sammelpass, Diplomatenpass, Dienstpass,
Passersatzpapiere)

Personalausweis;

Bestatigung der Staatsangehorigkeit in Verbindung mit anderen Identitatsdokumenten mit
Foto.

Die Staatsangehérigkeit geman Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens wird glaubhaft gemacht

a.) Republik Osterreich:

eine Kopie eines der unter Absatz 1 lit. a dieses Protokolls genannten Dokumente;

ein amtliches Dokument, das Angaben Uber die Identitdt des Betroffenen enthalt (zum
Beispiel Geburtsurkunde, Flihrerschein, Seefahrtsbuch oder Schifferausweis);

einen Militdrausweis und Wehrpass, sofern sie nicht als Nachweismittel anerkannt
wurden,;

ein Zeugenaussageprotokoll;

ein Aussageprotokoll des Betroffenen;

ein anderes Dokument, das in einem konkreten Fall von der ersuchten Vertragspartei
anerkannt wird.

b.) Republik Mazedonien:

eine Kopie eines der unter Absatz 1 lit. b dieses Protokolls genannten Dokumente;
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- ein Aussageprotokoll des Betroffenen
- ein Zeugenaussagenprotokoll.

(3) Die in den Absatzen 1 und 2 dieses Protokolls angeflihrten Dokumente genligen auch dann
als Glaubhaftmachung der Staatsangehdrigkeit der betroffenen Person, wenn sie durch Zeitablauf
unglltig geworden sind.

(4) Nimmt die ersuchende Vertragspartei eine Person wieder zurtick, weil nachtraglich festgestellt
wurde, dass sie nicht im Besitz der Staatsangehdrigkeit des Staates der ersuchten Vertragspartei

war, so muss diese alle Dokumente bei der Ubergabe dieser Person der ersuchenden
Vertragspartei retournieren.

|
Zu Artikel 3 Abséatze 1 und 2 des Abkommens
(1) Das Ersuchen um Ubernahme muss insbesondere enthalten:

a) die Personalien der zu tGbergebenden Person (Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum
und -ort, letzter Wohnort im Staatsgebiet der ersuchten Vertragspartei);

b) Informationen Uber die Dokumente oder andere Mittel, durch welche die
Staatsangehdrigkeit glaubhaft gemacht wird;

c) Informationen Uber eine etwaige auf Krankheit oder Alter beruhende besondere Hilfs-,
Pflege- oder Betreuungsbeduirftigkeit der zu Gbergebenden Person;

d) Informationen (Uber das etwaige Erfordernis besonderer Schutz- oder
Sicherheitsmafinahmen;

e) Vorschlag des Ortes und der Zeit der Ubergabe.
(2) Dem Ersuchen sind Kopien der Dokumente oder anderer Mittel anzuschlieBen, durch
welche die Staatsangehdrigkeit glaubhaft gemacht wird.
(3) Fir die Stellung und Erledigung der Ersuchen werden die Vertragsparteien ein

zweisprachiges Formular verwenden, dessen Muster von den Experten der beiden
Vertragsparteien erarbeitet wird.

]|
Zu Artikel 4 des Abkommens
(1) Die Mitteilung betreffend die Ubergabe muss insbesondere enthalten:

a) die Personalien der Person (Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum und -ort, letzter
Wohnort im Staatsgebiet der ersuchten Vertragspartei);

b) Hinweise auf die auf Krankheit oder Alter beruhende besondere Hilfs-, Pflege- oder
Betreuungsbedurftigkeit der zu Ubergebenden Person;

¢) Informationen Uber das Erfordernis besonderer Schutz- oder SicherheitsmalRnahmen,;

d) Vorschlag des Ortes und der Zeit der Ubergabe.
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(2) Fur die Mitteilung und deren Beantwortung werden die Vertragsparteien ein zweisprachiges
Formular verwenden, dessen Muster von den Experten der beiden Vertragsparteien erarbeitet
wird.

v
Zu Artikel 5 Absatz 1 des Abkommens

(1) Das Ersuchen um Ubernahme muss insbesondere enthalten:

a) die Personalien der zu Ubergebenden Person (Vor- und Familiennamen, frihere
Namen, Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Geschlecht, Staatsangehorigkeit, letzter
Wohnort im Herkunftsstaat);

b) Informationen ber die Personaldokumente (Art, Nummer, Ausstellungsort, -datum und
-behdérde, Giiltigkeitsdauer);

c) Tag, Ort und Art der Einreise in das Staatsgebiet der ersuchenden Vertragspartei;

d) Angaben zum rechtswidrigen Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der ersuchenden
Vertragspartei;

e) Informationen Uber Dokumente oder andere Mittel, mit denen die Einreise aus und der
Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der ersuchten Vertragspartei nachgewiesen oder
glaubhaft gemacht wird;

f) Informationen Uber eine etwaige auf Krankheit oder Alter beruhende besondere Hilfs-,
Pflege- oder Betreuungsbeduirftigkeit der zu tibergebenden Person;

g) Informationen Uber das etwaige Erfordernis besonderer Schutz- oder
Sicherheitsmaflnahmen;

h) Informationen Uber Sprachkenntnisse der zu bergebenden Person insbesondere tber
die Notwendigkeit der Hinzuziehung eines Dolmetschers;

i) Vorschlag des Ortes und der Zeit der beabsichtigten Ubergabe.

(2) Dem Ersuchen sind Kopien der Dokumente oder anderer Mittel anzuschlielRen, durch
welche die Einreise aus und der Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der ersuchten Vertragspartei
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird.

(3) Die Einreise aus und der Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der ersuchten Vertragspartei wird
nachgewiesen durch:

a) Abdruck eines Einreise- oder Ausreisestempels, gegebenenfalls durch einen amtlichen
Vermerk in einem Reisedokument;

b) ein gultiges Dokument Uber einen genehmigten Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der
ersuchten Vertragspartei;

c) ein Flugticket oder eine Fahrkarte, die auf den Namen der zu Ubergebenden Person
ausgestellt ist und die Einreise oder den Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der ersuchten
Vertragspartei nachweisen kann;

d) andere auf den Namen der zu Ubergebenden Person ausgestellite Dokumente, auf

deren Grundlage der Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der ersuchten Vertragspartei
nachgewiesen werden kann.
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(4) Die Einreise aus und der Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der ersuchten Vertragspartei
werden glaubhaft gemacht durch:

a) Fahrkarten und sonstige Belege, die in sachlichem und zeitlichem Zusammenhang mit
dem vermutlichen Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der ersuchten Vertragspartei
stehen;

b) ein unglltiges Dokument Uber einen genehmigten Aufenthalt auf dem Staatsgebiet der
ersuchten Vertragspartei, falls dieses Dokument um eine eigene Aussage der zu
Ubergebenden Person erganzt ist;

c) ein Zeugenaussageprotokoll;
d) ein Aussageprotokoll des Betroffenen;

e) Abdruck eines Einreise- oder Ausreisestempels, gegebenenfalls durch einen amtlichen
Vermerk in einem ge- oder verfalschten Reisedokument, falls dieses Dokument um
eine eigene Aussage der zu Ubergebenden Person erganzt ist.

(5) Dokumente oder andere Mittel, die die rechtswidrige Einreise in das Staatsgebiet der
ersuchenden Vertragspartei nachweisen oder glaubhaft machen, werden der ersuchten
Vertragspartei bei der Ubergabe der Person an dem festgelegten Grenziibergang vorgelegt.

(6) Fir die Stellung und Erledigung der Ersuchen werden die Vertragsparteien ein
zweisprachiges Formular verwenden, dessen Muster von den Experten der beiden
Vertragsparteien erarbeitet wird.

\)
Zu Artikel 6 des Abkommens

(1) Die Ubergabe und Ubernahme erfolgt an dem zwischen den Vertragsparteien vereinbarten
Grenzibergang zum vereinbarten Zeitpunkt.

(2) Im Falle der Fristverlangerung infolge rechtlicher oder tatsachlicher Hindernisse unterrichtet
die ersuchende Vertragspartei unter Angabe des beabsichtigten Ubergabeorts und -termins die
ersuchte Vertragspartei unverziglich Gber den Wegfall dieser Hindernisse.

Vi
Zu Artikel 7 des Abkommens
Wenn nachtraglich festgestellt wurde, dass die Voraussetzungen fir die Ubergabe und

Ubernahme gemal Artikel 5 des Abkommens nicht erflllt waren, so mussen gleichzeitig alle
Dokumente bei der Ubergabe dieser Person der ersuchenden Vertragspartei retourniert werden.

ViI
Zu Artikel 8 des Abkommens
(1) Das Ersuchen um Durchbeférderung muss insbesondere enthalten:
a) die Personaldaten der Person (Vor- und Familiennamen, friihere Namen, Aliasnamen,

Geburtsdatum und -ort, Geschlecht, Staatsangehorigkeit, letzter Wohnort im
Herkunftsstaat);
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b) Informationen ber die Personaldokumente (Art, Nummer, Ausstellungsort, -datum und
-behdrde, Giiltigkeitsdauer);

c) die Erklarung, dass die Voraussetzungen gemag Artikel 8 des Abkommens erfillt sind
und keine Ablehnungsgriinde geman Artikel 9 Absatz 1 des Abkommens bekannt sind;

d) Informationen Uber eine etwaige auf Krankheit oder Alter beruhende besondere Hilfs-,
Pflege- oder Betreuungsbediirftigkeit der Person;

e) Informationen Uber das etwaige Erfordernis besonderer Schutz- oder
SicherheitsmalRnahmen; im Falle der Begleitung Angaben zu den Begleitpersonen;

f) Informationen Uber Sprachkenntnisse der Person insbesondere tber die Notwendigkeit
der Hinzuziehung eines Dolmetschers;

g) Ort und Zeit der Ubernahme zur Durchbeférderung sowie Ort und Zeit der Ubergabe
der Person im Ziel- oder Durchbeférderungsstaat.

(2) Die ersuchte Vertragspartei benachrichtigt die ersuchende Vertragspartei unter Bestatigung
des Ortes und der Zeit unverzuglich Uber die Ubernahme zur Durchbef6rderung oder uber die
Ablehnung der Ubernahme und die Griinde der Ablehnung.

(3) Fir die Einbringung und Erledigung der Ersuchen werden die Vertragsparteien das
zweisprachige Formular verwenden, dessen Muster von den Experten der beiden Vertragsparteien
erarbeitet wird.

VII
Zu Artikel 12 des Abkommens

Alle Kosten, die in Bezug auf die Rickfliihrung, Aufnahme und die Durchbeférderung entstehen
koénnen, sind in Artikel 12 des Abkommens festgelegt.

Die ersuchende Vertragspartei erstattet der ersuchten Vertragspartei alle entstandenen Kosten per
Bankiiberweisung innerhalb von dreil3ig (30) Tagen vom Tage nach der Zustellung der Rechnung.
IX

Zustindige Behorden zur Durchfilhrung des Abkommens

(1) Die zustandige Behorde fir die Durchfuhrung des Abkommens auf Gsterreichischer Seite ist
das Bundesministerium fir Inneres der Republik Osterreich:

Anschrift: Bundesministerium fiir Inneres
Abteilung II/3
Adresse: A-1014 Wien, Postfach 100
Telefon: +43/1/53126/3556
Telefax: +43/1/53126/3336

(2) Die zustandige Behorde fir die Durchfihrung des Abkommens auf mazedonischer Seite ist:
Anschrift: Innenministerium der Republik Mazedonien —

Zentrale Polizeibehérden — Abteilung flr
Bilrgerangelegenheiten — Abteilung fir Auslander
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Adresse: Dimce Mircev bb, 1000 Skopje
Telefon: +389/3/3116 731
Telefax: +389/2/3143 408
(3) Die Vertragsparteien teilen einander alle Anderungen aus diesem Artikel auf direktem
Wege mit.
X

Zusammenarbeit der Experten
Zwischen Experten der beiden Vertragsparteien werden nach Bedarf Gesprache insbesondere

Uber die Durchfiihrung des Abkommens und dieses Protokolls sowie Uber den allfalligen Bedarf an
Anderungen des Abkommens und dieses Protokolls abgehalten werden.

Xl
Schlussbestimmungen
(1) Dieses Protokoll tritt gleichzeitig mit dem Abkommen in Kraft.
(2) Im Falle des AuBerkrafttretens des Abkommens tritt gleichzeitig auch dieses Protokoll

aulder Kraft.

Geschehen zu Wien, am 5. Mai 2006 in zwei Urschriften, jede in deutscher und mazedonischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermallen authentisch sind.

Fur die Fur die
Osterreichische Bundesregierung: Regierung der Republik Mazedonien:
Liese Prokop Ljubomir Mihajlovski
R Unterzeichner serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
\ T
\)%L f“%& Datum/Zeit 2017-11-27T15:29:15+01:00
< -
e | 3 S Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
§ Priifinformation Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Priifung des Ausdrucks finden Sie unter:
BUNDESKANZLERAMT https://www.bka.gv.at/verifizierung
AMTSSIGNATUR Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.ris.bka.gv.at




		2017-11-27T15:29:15+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




